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Feature III

Politik in Japan nach Fukushima 

Carmen Schmidt

Einleitung 1

Als am 11. März 2011 das schwerste Erdbeben seit Beginn der Aufzeichnungen die 
Tōhoku-Region im Nordosten Japans erschütterte und eine Flutwelle von vernich-
tenden Ausmaßen sowie die Atomkatastrophe von Fukushima auslöste, war Japans 
neue Regierung erst seit knapp zwei Jahren im Amt. Im August 2009 war es zum 
ersten Mal nach mehr als einem halben Jahrhundert zu einem politischen Macht-
wechsel in Japan gekommen, als die bis dahin stärkste Oppositionspartei, die De-
mokratische Partei Japans (DPJ, Nihon minshutō), die seit 1955 nahezu ununterbro-
chen herrschende konservative Liberaldemokratische Partei (LDP, Jiyū minshutō) 
als Regierungspartei ablösen und als stärkste Fraktion in das japanische Parlament 
einziehen konnte.2  

Die zahlreichen politischen Skandale während der jahrzehntelangen LDP-Herrschaft 
und die anhaltenden Umstrukturierungen im japanischen Parteiensystem hatten zu 
einer weitreichenden Politikverdrossenheit in der japanischen Bevölkerung geführt, 
die sich in sinkenden Wahlbeteiligungsraten und einem deutlichen Anstieg der Zahl 
der Nichtunterstützer politischer Parteien manifestierte. Mit dem politischen Macht-
wechsel ging daher die Hoffnung politischer Beobachter einher, die DPJ könne den 
seit Jahren anhaltenden Trend zur Politikverdrossenheit stoppen und die ungebunde-
nen Wählerschichten dauerhaft an sich binden. 

Vor dem Hintergrund der Atomkatastrophe von Fukushima soll nunmehr hinter-
fragt werden, ob die neue japanische Regierung in den Augen der Bevölkerung ihre 
im Wahlkampf aufgestellten Versprechungen von einem „Politikwechsel“ und „Vor-
rang der Bürger“ gehalten hat und ob es ihr gelungen ist, das Vertrauen der Bürger 
in die Politik wiederherzustellen. 

Nach einem kurzen Rückblick auf die Entstehungsgeschichte der Partei erfolgt eine 
Analyse der innerparteilichen Machtgruppen und der ideologischen Strömungen 
der DPJ sowie der Haltung der Bevölkerung zur Atomkraft. Im Anschluss hieran 

1  Dieser Artikel basiert auf einem Vortrag gehalten im Studienhaus der OAG zu Kobe am 2.2.2012. Mein Dank gilt der Japan 
Society for the Promotion of Science und dem DAAD für die Unterstützung meines Forschungsaufenthaltes in Japan.
2  Damit kam es zum ersten Mal seit mehr als einem halben Jahrhundert zu einem wirklichen Machtwechsel in Japan, 
sieht man einmal ab vom kurzfristigen Machtverlust der LDP im Jahre 1993. In der Folge war die LDP seinerzeit zwar zu 
wechselnden Koalitionen gezwungen, stellte jedoch ab 1996 wieder durchgehend den Ministerpräsidenten.
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werden die Reaktion der Regierung auf die Krise und die Ablösung von Minister-
präsident Kan Naoto einer kritischen Betrachtung unterzogen. Abschließend soll die 
Zufriedenheit der Bevölkerung mit den Politikmaßnahmen der Regierung nach der 
Atomkatastrophe bestimmt werden anhand der vom staatlichen Nachrichtensender 
NHK ermittelten Daten. 

Von der Opposition zur Regierungspartei

Ebenso wie in anderen Industriestaaten kann in Japan seit Beginn der 1970er Jahre 
ein „Auftauen“ des Parteiensystems und der Wählerbindungen beobachtet werden. 
Die Entwicklungen seit Beginn der 90er Jahre zeigen, dass dieser Trend die Insta-
bilität des Parteiensystems begünstigte. Zu Anfang dieses Jahrzehnts kam es zur 
Spaltung der LDP aufgrund von Machtkämpfen innerhalb der Partei ohne deutlich 
erkennbare programmatische bzw. interessenbezogene Differenzen. Diese Spal-
tung löste eine Reihe von Parteineugründungen aus, die zu einem fragmentierten, 
sich permanent umstrukturierenden Oppositionslager führten, wobei vor allem drei 
Prozesse der Formierung von Bedeutung waren: (1) Die Auflösung der Mehrzahl 
der bestehenden Oppositionsparteien und die Gründung der Shinshintō (Neue Fort-
schrittspartei, NFP) 1994; (2) die Spaltung der Sozialdemokratischen Partei (SDPJ), 
der früheren Sozialistischen Partei (SPJ), im Jahr 1996, die zu ihrer Bedeutungs-
losigkeit und zur Gründung der ersten Demokratischen Partei führte, und schließ-
lich (3) die Auflösung der Shinshintō und die damit einhergehende Neuformierung 
des Parteiensystems 1997/98 mit der Gründung der neuen Demokratischen Partei.3 

Im September 1996 trennte sich der moderate Flügel der SDPJ von der Partei und 
gründete mit Dissidenten der kleinen Sakigake-Partei die Demokratische Partei 
Japans (DPJ), der auch einige Abgeordnete der LDP beitraten. Die Spaltung der 
SDPJ erfolgte auf maßgeblichen Druck der Gewerkschaften, die die Gründung einer 
moderaten sozialdemokratischen Partei gefordert hatten. Zu den Gründungsmitglie-
dern zählten neben dem früheren sozialdemokratischen Gouverneur der Präfektur 
Hokkaidō, Yokomichi Takahiro, die späteren Ministerpräsidenten Hatoyama Yukio 
(ehemals LDP) und Kan Naoto (ehemals Sozialdemokratische Liga, SDL). Die DPJ 
verfügte zum Zeitpunkt ihrer Gründung nur über ein vages Grundsatzprogramm; 
propagiert wurden ein nicht näher definierter „neuer Konservatismus“, eine aktivere 
japanische Außenpolitik und die Einführung plebiszitärer Elemente. 

Nach der Auflösung der damals stärksten Oppositionspartei Shinshintō im April 
1998 erfolgte ein Zusammenschluss verschiedener Gruppen zur neuen Demokrati-
schen Partei Japans. Mit diesem Zusammenschluss verfügte die DPJ über etwa 20 
Prozent der Mandate und wurde damit nach der LDP zweitstärkste politische Kraft 
im Parlament. Die parteipolitische Herkunft der Abgeordneten der Partei im Un-
terhaus 1999 zeigt eine nahezu paritätische Verteilung zwischen Abgeordneten des 

3  Zu den neueren Entwicklungen des japanischen Parteiensystems vgl. Schmidt 2009.
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sozialdemokratischen und des konservativen Lagers.4 Auch die (neue) DPJ verfügte 
lediglich über ein unbestimmtes Grundsatzprogramm, demzufolge sie „Bürger, 
Steuerzahler und Konsumenten“ repräsentierte. 

Kurz vor der Unterhauswahl 2003 trat die Liberale Partei (Jiyūtō), eine Abspaltung 
der LDP unter Führung des ehemaligen LDP-Generalsekretärs Ozawa Ichirō, der 
DPJ bei und bildete eine einflussreiche Gruppe innerhalb der Partei, welche die 
innerparteilichen konservativen Strömungen beträchtlich verstärkte. 

Nach der Unterhauswahl 2009 hatten 60 % der Unterhausmitglieder der DPJ keine 
Parteivorgeschichte aufzuweisen, doch ist hier zu beachten, dass von den 186 Abge-
ordneten der Partei 117 Personen bei dieser Wahl zum ersten Mal in das Parlament 
gewählt wurden.5 Etwa 10 % der Unterhausmitglieder entstammten der LDP, jeweils 
etwa 6 % der Sozialistischen Partei und der Neuen Japan Partei, etwa 4 % kamen 
aus der Liberalen Partei und rund 3 % aus der Demokratisch-Sozialistischen Partei (DSP), 
einer Abspaltung der SPJ.6 Ein Abgeordneter (Kan Naoto) entstammte der Sozial-
demokratischen Liga. Den Mitgliedern ohne frühere Parteizugehörigkeit kommt 
somit eine erhebliche Bedeutung zu, wenngleich auch in der DPJ das in Japan weit 
verbreitete Senioritätsprinzip Gültigkeit hat und wichtige Partei- und Regierungs-
positionen ausschließlich mit erfahrenen Mitgliedern besetzt werden. Im Mittel-
punkt stehen daher seither vor allem die ehemaligen Mitglieder der Parteien des 
„alten Parteiensystems“, besonders der LDP. 

Innerparteiliche Machtgruppen der DPJ7 

Ebenso wie ihre Vorgängerparteien ist auch die neue Regierungspartei DPJ in riva-
lisierende Machtgruppen gespalten, die im Vergleich zu den LDP-Faktionen in der 
Vergangenheit eher als lose Gruppen angesehen wurden. Seit der Wahl von 2009 ist 
allerdings eine zunehmende Intensivierung der Tendenz zur Faktionalisierung fest-
zustellen. Im Unterschied zu den Faktionen der LDP existieren jedoch keine offizi-
ellen Listen der Faktionsmitglieder, so dass ihre genaue Anzahl nur geschätzt werden kann.

Insgesamt gab es nach der Unterhauswahl von 2009 acht Gruppen in der DPJ: die 
Ozawa-, Hatoyama-, Noda-, Kan-, Maehara/Edano-, Yokomichi-, Kawabata- und 
die Hata-Faktion sowie eine Gruppe von Unabhängigen.

Die größte Faktion der DPJ war die Isshinkai (Gruppe für politische Reform) mit 
etwa 150 Mitgliedern.8 Faktionsführer war Ozawa Ichirō, ein früherer Innenminister 

4  Zum konservativen Lager zählen hierbei neben den ehemaligen Mitgliedern der LDP auch Mitglieder der Neuen Japan 
Partei (NJP, Nihon shintō) des ehemaligen Gouverneurs von Kumamoto und LDP-Mitglieds Hosokawa Morihiro.
5  Zum historischen Machtwechsel vgl. Schmidt 2011a.
6  Eigene Auszählung.
7  Eine ausführliche Analyse der DPJ-Faktionen findet sich in Schmidt 2011b.
8  Die Angaben zur Mitgliederstärke der Gruppen basieren auf den Schätzungen der Tageszeitung Ashai shinbun vom 
03.09.2009.
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und Generalsekretär der LDP. 1993 trat Ozawa aus der LDP aus und gründete ver-
schiedene Parteien wie die Shinshintō oder die Liberale Partei, ehe er schließlich 
2003 in die DPJ eintrat. Seit April 2006 amtierte Ozawa als Präsident der DPJ, bis 
er im Mai 2009 aufgrund eines politischen Spendenskandals zurücktreten musste.9  
Da er die Partei auch ohne offizielles Amt aus dem Hintergrund beeinflusste, wird 
er in Japan auch als „Schatten-Shōgun“ (yamishōgun) bezeichnet. In der Partei war 
Ozawa äußerst umstritten. Den einen galt er als genialer Wahlstratege, während 
andere ihm undurchsichtige finanzielle Machenschaften vorwarfen. Im Streit um 
die Erhöhung der Konsumsteuer durch die Regierung Noda trat Ozawa schließlich 
Anfang Juli 2012 mit Teilen seiner Faktion aus der DPJ aus und gründete am 11. Juli 
2012 die Partei Kokumin no seikatsu ga daiichi (Das Leben der Bürger zuerst). Die 
Isshinkai bestand überwiegend aus früheren Mitgliedern der LDP und Parteien, die 
von Ozawa gegründet wurden. Zudem umfasste die Faktion viele neu gewählte Mit-
glieder mit persönlichen Beziehungen zu Ozawa. 

Zweitstärkste Faktion war die Seiken kōtai o jitsugen suru kai (Gruppe für die Ver-
wirklichung des Regierungswechsels) mit etwa 45 Mitgliedern. Die Gruppe wurde 
geführt vom ehemaligen Ministerpräsidenten Hatoyama Yukio. 1986 trat er die 
Nachfolge seines Vaters an und wurde für die LDP in das Unterhaus gewählt. Wie 
bereits erwähnt war er Mitbegründer der (ersten) DPJ und zwischen 1999 und 2002 
Parteipräsident. Im Mai 2009 – nach dem Rücktritt Ozawas – wurde er erneut zum 
Präsidenten der Partei gewählt. Die Zusammensetzung der Faktion war äußerst heterogen.

Die Faktion Kaseikai10 des seit September 2011 amtierenden Ministerpräsidenten 
Noda Yoshihiko verfügte über rund 35 Mitglieder. Noda zog 1993 zum ersten Mal 
als Mitglied der NJP ins Unterhaus ein. Die Gruppe von Noda umfasste eher jünge-
re Mitglieder, die sich aus früheren Abgeordneten der NJP zusammensetzten oder 
keine weitere Parteikarriere aufwiesen. Diese Faktion war bekannt für ihre ausge-
sprochen kritische Haltung zu Ozawa Ichirō.

Die Faktion Kuni no katachi kenkyūkai (Studiengruppe für ein neues Japan) umfass-
te etwa 30 Mitglieder.11 Faktionsführer war der von Juni 2010 bis August 2011 am-
tierende ehemalige Ministerpräsident Kan Naoto. Kan war in den 1970er Jahren ak-
tiv in der Bürgerbewegung engagiert und Leiter des Wahlkampfbüros von Ichikawa 
Fusae (1893-1981), einer der prominentesten Frauenrechtlerinnen Japans. 1980 wur-
de er für die Sozialdemokratische Liga ins Parlament gewählt, eine Abspaltung der 
SPJ. Im September 1996 gründete er zusammen mit Hatoyama Yukio und Yokomichi 
Takahiro die (erste) DPJ und wurde Präsident der Partei. Die Mehrheit der Faktions-
mitglieder startete ihre politische Karriere in der DPJ. Vielfach wird behauptet, die 
Faktion werde von Bürgergruppen und Gewerkschaften unterstützt. 

9  Ozawa übernahm mit seinem Rücktritt zwar die politische Verantwortung für den Skandal, betonte aber seine Unschuld. 
10  Der Name Kaseikai geht zurück auf Maos „Hundert-Blumen-Bewegung“, in der die chinesische KP die Bevölkerung 
aufforderte, sich kritisch mit der Situation des Landes auseinanderzusetzen.
11  Wörtlich heißt kuni no katachi die Form oder Gestalt eines Landes. 
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Ebenfalls über etwa 30 Mitglieder verfügte die Ryōunkai (Über-den-Wolken-Ge-
sellschaft). Die Faktion wurde gemeinsam geführt von Maehara Seiji and Edano 
Yukio. Maehara wurde – ebenso wie Edano – 1993 als Mitglied der Neuen Japan 
Partei zum ersten Mal ins Unterhaus gewählt. Nach der Niederlage der DPJ bei der 
Unterhauswahl 2005 und dem daraus resultierenden Rücktritt des damaligen Partei-
präsidenten Okada Katsuya wurde er kurzfristig dessen Nachfolger im Amt, musste 
allerdings bereits im März des Folgejahres aufgrund der „Livedoor-Email-Affäre“ 
zurücktreten.12 Diese Faktion bestand überwiegend aus jüngeren Mitgliedern, die 
sich aus früheren Abgeordneten der NJP und der Sakigake-Partei zusammensetzten 
oder keine weitere Parteikarriere aufwiesen. Die Faktion war ebenfalls bekannt für 
ihre kritische Einstellung zu Ozawa Ichirō.

Auch die von Yokomichi Takahiro geführte Faktion mit dem Namen Shinseikyoku 
kondankai (Gruppe zur Diskussion der neuen politischen Situation) umfasste etwa 
30 Mitglieder. Yokomichi wurde bereits 1969 erstmals ins Parlament gewählt als 
Mitglied der Sozialistischen Partei. 1983 verließ er das nationale Parlament und 
wurde Gouverneur von Hokkaidō. Nach seinem Rücktritt von diesem Amt im Jahr 
1995 gründete er zusammen mit Kan and Hatoyama die (erste) DPJ, für die er 1996 
erneut ins Unterhaus gewählt wurde. Etwa die Hälfte der Faktionsmitglieder ent-
stammte der SPJ, während die andere Hälfte keinen weiteren Parteihintergrund auf-
wies. Die Faktion umfasste viele erfahrene Politiker. 

Die Minsha kyōkai (Demokratisch-Sozialistische Gesellschaft) mit etwa 30 Mitglie-
dern wurde geführt von Kawabata Tatsuo, einem ehemaligen Gewerkschafter und 
Mitglied der Demokratisch-Sozialistischen Partei, die sich von der SPJ abgespalten 
hatte. Ende 1994 trat Kawabata der Shinshintō bei und wurde nach deren Auflösung 
Mitglied der DPJ. Viele Mitglieder der Faktion stammten wie Kawabata aus der 
DSP. Die Faktion umfasste viele ältere Mitglieder; etwa die Hälfte der Mitglieder 
war älter als 60 Jahre.

Die Seiken senryaku kenkyūkai (Studiengruppe für politische Strategie) war die 
kleinste Faktion. Faktionsführer war Hata Tsutomu, der wie Ozawa bereits 1969 für 
die LDP ins Unterhaus gewählt wurde. Die Hata-Faktion umfasste viele konserva-
tive Politiker, die mit dem Faktionsführer Hata 1993 die LDP verlassen hatten. Der 
Altersdurchschnitt der Faktion war hoch, viele Mitglieder verfügten über langjährige 
Erfahrungen in der Politik.

Die Gruppe ohne Faktion (Muhabatsu) umfasste rund 24 Personen. Die Faktion 
hatte keinen Faktionsführer. Die Mehrheit dieser Gruppe waren neu gewählte Parla-
mentsmitglieder ohne weiteren Parteihintergrund. 

12  Anfang 2006 wurde bekannt, dass der DPJ-Abgeordnete Nagata Hisayasu eine Email gefälscht hatte, in der behauptet 
wurde, der Gründer des zusammengebrochenen Internetunternehmens Livedoor habe illegal Gelder an die LDP 
überwiesen. 
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Insgesamt kann festgehalten werden, dass die frühere Parteimitgliedschaft als das 
entscheidende Kriterium für die Faktionalisierung betrachtet werden kann, auch 
wenn die Zahl neu gewählter Kandidaten in der Partei und damit auch in den Fak-
tionen zugenommen hat. Zudem ist festzustellen, dass die Faktionen mit einem ho-
hen Anteil an Parlamentariern des „alten“ Parteiensystems zumeist ältere Politiker 
umfassten, die über langjährige Erfahrungen im Parlament verfügten. Faktionen mit 
einem hohen Anteil an Parlamentariern aus neuen Parteien wie der NJP oder Mit-
gliedern ohne weiteren Parteihintergrund wiesen demgegenüber einen niedrigeren 
Altersdurchschnitt auf, wobei ihre Mitglieder in der Regel über keine lange Erfah-
rung im Parlament verfügten.

Sinnvoll erscheint die Einteilung der Faktionen in zwei Gruppen: Zur ersten Gruppe 
gehören demnach jene Faktionen, deren Mitglieder eher über langjährige Erfahrun-
gen in der Politik verfügen und zumeist hinter Ozawa Ichirō standen (die Faktionen 
Kawabata, Yokomichi, Hata und Hatoyama), zur zweiten Gruppe jene Faktionen, 
deren Mitglieder eher jünger und Gegner Ozawas waren (die Faktionen Noda, Ma-
ehara und Kan sowie die Gruppe der Faktionslosen). 

Wie die starken Differenzen im politischen Vorleben und früheren Parteihintergrund 
der DPJ-Mitglieder es bereits vermuten lassen, vereint die Partei ausgesprochen un-
terschiedliche ideologische Strömungen unter ihrem Dach. Eine von der Universität 
Tokyo gemeinsam mit der Tageszeitung Asahi shinbun unter den Kandidaten zur 
Unterhauswahl 2005 durchgeführte Erhebung zur politischen Selbsteinschätzung 
ergab, dass sich die DPJ-Kandidaten im Vergleich zu denen der anderen Parteien 
in der politischen Mitte einstuften, was auch die Kandidaten der buddhistischen 
Kōmeitō taten.13 Die Kandidaten der SDPJ und der Kommunistischen Partei (KPJ) 
waren am progressivsten eingestellt, die LDP-Kandidaten eher konservativ. Aller-
dings wurde auch deutlich, dass in der DPJ ein breiteres Spektrum an ideologischen 
Positionen vertreten war als in den anderen Parteien, das sich von progressiven bis 
zu konservativen Einstellungen erstreckte. Wie aus der nachfolgenden Tabelle 1 
ersichtlich ist, bestehen der Selbsteinstufung der Mitglieder zufolge substanzielle 
ideologische Unterschiede auch zwischen den einzelnen Faktionen der DPJ. Die 
Yokomichi-Faktion, die vorwiegend die ehemaligen SPJ-Mitglieder umfasste, ist als 
eher progressiv anzusehen, während die Kan-Faktion etwa in der Mitte zwischen 
der Yokomichi-Faktion und der Kawabata-Faktion einzuordnen ist, deren Mitglieder 
sich allesamt als „weder progressiv noch konservativ“ einstuften. Alle anderen Fak-
tionen können als eher konservativ betrachtet werden, wobei die Noda-Faktion mit 
50% den größten Anteil an Konservativen umfasste.

13  In Japan werden hierbei als Äquivalente zu „links“ und „rechts“ die ideologischen Positionen „progressiv“ und 
„konservativ“ abgefragt. Hierbei werden die Befragten aufgefordert, sich auf einer Skala von 1-10 einzuordnen, wobei 1 
„sehr progressiv“ und 10 „äußerst konservativ“ repräsentiert. Alle folgenden Analysen zur DPJ basieren auf den Umfragen 
von 2005 bzw. 2009. Siehe http://www.j.u-tokyo.ac.jp/~masaki/ats/atsindex. html.
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Tabelle 1: Ideologische Tendenzen der DPJ-Faktionen   (Quelle: eigene Auszählung)

Faktion Progressiv 
(1-4 auf der Skala)

Weder noch 
(5-6)

Konservativ 
(7-10)

Ø

Yokomichi (ex-SPJ) 83 17 0 3.2
Kan (ex-SDL) 20 80 0 5.1
Kawabata (ex-DSP) 0 100 0 5.4
Hatoyama (ex-LDP) 23 54 23 5.4
Ozawa (ex-LDP) 27 33 40 5.6
Maehara (ex-NJP) 15 54 31 5.8
Hata (ex-LDP) 25 31 44 5.8
Noda (ex-NJP) 25 25 50 5.8
Ohne 0 57 43 6.1

Die gleiche, vor der Unterhauswahl 2009 durchgeführte Umfrage lässt ebenfalls be-
trächtliche Abweichungen innerhalb der DPJ erkennen hinsichtlich beinahe aller der 
insgesamt zwanzig zur Frage stehenden Politikfelder. Wenngleich die ideologische 
Offenheit einer Partei ihr eine gewisse Flexibilität im Hinblick auf verschiedene 
Koalitionen verschaffen kann, muss dieser Faktor ohne Zweifel auch als Bedrohung 
für ihre Einheit angesehen werden. Zwar wurden die DPJ-Mitglieder in der hier zu-
grunde liegenden Befragung nicht nach ihrer Haltung zur Nutzung der Atomkraft 
befragt, doch ist die Partei auch in dieser Frage tief gespalten, was zu einem späte-
ren Zeitpunkt erörtert werden soll.

Die Haltung der Bevölkerung zur Atomkraft

Zur Haltung der japanischen Bevölkerung zur Nutzung von Atomkraft liegen diver-
se Studien vor; so führt beispielsweise das Kabinettamt (Naikakufu) regelmäßig alle 
sechs Jahre eine Befragung zu diesem Thema durch. Gemäß der Erhebung des Jah-
res 2009 befürworteten etwa 60 % der Befragten damals einen weiteren Ausbau der 
Atomkraft in Japan, etwa 20 % waren für die Erhaltung des aktuellen Zustands und 
lediglich 16 % für einen Ausstieg aus der Atomkraft (Naikakufu 2009: S. 2).14 

Wie aus den Befragungen hervorgeht, verspürte bei allen Befragungen seit 1999 je-
doch eine Mehrheit ein Gefühl der Unsicherheit hinsichtlich der Nutzung von Kern-
kraft. In den Jahren 1999 und 2005 bekundeten nur etwa ein Viertel der Befragten, 
ein sicheres Gefühl zu haben. Allerdings stieg diese Zahl von etwa 25 % im Jahr 
2005 auf rund 42 % im Jahr 2009 – eine Entwicklung, die sich ursächlich auf die 
Diskussion um den Klimawandel zurückführen lässt. Im Vorfeld des Umweltgipfels 
von Kopenhagen von 2009 kündigte der damalige LDP-Ministerpräsident Asō Tarō 
an, die umweltschädlichen Treibhausgase bis zum Jahr 2010 auf ein Niveau zu re-

14  Die Umfrage steht als download zur Verfügung unter: http://www8.cao.go.jp/survey/tokubetu/h21/h21-genshi.pdf
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duzieren, das um 15 % unter dem des Jahres 2005 liegen sollte.15 Die damals noch 
oppositionelle DPJ verkündete gar, eine Reduktion auf ein Niveau anzustreben, das 
um 25 % unter dem des Jahres 1990 liegen sollte, und schrieb dieses Ziel in ihrem 
Wahlmanifest zur Unterhauswahl 2009 fest (Punkt 42, S. 23).16 Zur Erreichung die-
ses Ziels propagierte sie – ähnlich wie die amerikanische Regierung – einen Ausbau 
der Nutzung von Atomkraft. So heißt es in Punkt 46 des „Manifests“: „While pla-
cing safety first and gaining the understanding and confidence of the people, take 
steady steps toward the use of nuclear power.“ (S. 26). Im September 2009 erklärte 
der DPJ-Vizeminister für Wirtschaft Mashiko Teruhiko in einem Interview im Ato-
mic Industrial Journal: “The DPJ’s stance toward nuclear power changed substanti-
ally two years ago: from seeing it as “transitional energy” to viewing it as a major 
power source to be steadily promoted. It thus now clearly positions nuclear power as 
part of Japan’s energy strategy.”17 

Diese Argumentation traf offensichtlich auch in der japanischen Bevölkerung auf 
Zustimmung. Insgesamt stieg nicht nur die Zahl derjenigen stark an, die ein sicheres 
Gefühl hatten, sondern auch die Zahl der Befürworter eines Ausbaus der Kernener-
gie von 55,1 % im Jahr 2005 auf 59,6 % im Jahr 2009. Die Zahl derjenigen, die einen 
Ausstieg befürworteten, sank hingegen leicht von 17% auf 16,2% (Naikakufu 2009, S. 2).

Gefragt nach den Gründen für ihre Einstellung antwortete eine Mehrheit (39,5 %) 
derjenigen, die ein „sicheres Gefühl“ hatten, japanische Atomkraftwerke „arbeiteten 
zuverlässig“, 36,6 % antworteten „weil japanische AKWs sicher sind“, 33 % gaben 
an, „Vertrauen in den japanischen Staat“ zu haben, 25 % hatten „Vertrauen in die japa-
nischen Stromerzeuger“ und 18,5 % vertrauten auf „ausreichende öffentliche Kontrolle“. 

Als Gründe für ein „unsicheres Gefühl“ gaben 75 % die „Möglichkeit eines Unfalls 
auch in Japan“ an, 53% die „Gefahr von Erdbeben“, 41 % das „fehlende Vertrauen 
in ausreichende Sicherungsmaßnahmen“ und ein ebenso großer Prozentsatz die Tat-
sache, dass es „im Ausland bereits Unfälle gegeben“ habe (ebenda S. 6 und 7).18

Im internationalen Vergleich lag die Zahl der Befürworter von Atomkraft in Ja-
pan vor dem Atomunfall von Fukushima im März 2011 relativ hoch. Gemäß einer 
Gallup-Umfrage, die etwa zwei Wochen nach der Atomkatastrophe in 47 Län-
dern durchgeführt wurde, gaben 62% der Japaner an, die Nutzung von Atomkraft 
vor dem Atomunfall befürwortet zu haben.19 Unter den wichtigen Industrie- und 

15  Quelle: http://www.tokyofoundation.org/en/articles/2009/the-dpj-platform-on-climate-change2014a-reality-check
16  Siehe DPJ Manifesto 2009: http://www.dpj.or.jp/english/manifesto/manifesto2009.pdf.
17  Siehe: http://www.jaif.or.jp/english/aij/focus/2009-09-14.pdf.
18  Mehrfachnennungen möglich.
19  Die Umfrage wurde zwischen dem 21.3 und dem 10.4.2011 durchgeführt. Die Umfrage steht als download zur 
Verfügung unter: http://www.nrc.co.jp/report/pdf/110420.pdf.
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Schwellenländern war die Zahl der Befürworter nur in China (83 %), Frankreich (66 %) 
und Russland (63 %) höher gewesen. Nach der Atomkatastrophe war insgesamt eine 
deutliche Abnahme der Zahl der Befürworter der Nutzung von Kernenergie und 
eine gleichzeitige Zunahme der Atomkraftgegner zu verzeichnen: Während unter 
allen Befragten die Zahl der Befürworter im Durchschnitt von 57 % vor der Katas-
trophe um 8 Prozentpunkte auf 49 % sank, stieg die Zahl der Atomkraftgegner von 
32 % auf 43 % an. Vor allem in Japan sank die Zahl der Befürworter drastisch um 
insgesamt 23 Prozentpunkte auf nur noch 39 %. Demgegenüber nahm die Zahl der 
Atomkraftgegner um knapp 20 % auf 47 % zu. Im Hinblick auf den prozentualen 
Anteil der Atomkraftgegner lag Japan nunmehr auf dem fünften Rang hinter Italien, 
Deutschland, Brasilien und Kanada.

Schaubild 1: Haltung zur Atomkraft in Japan vor und nach dem Unfall
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Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Gallup 2011.

Auch der staatliche Fernsehsender NHK fragte, wie mit den japanischen Atomkraft-
werken verfahren werden sollte (Tabelle 2). Die Umfrageergebnisse belegen, dass 
mit zunehmender Information über die Katastrophe die Zahl derjenigen, die eine 
Ausstieg wollten, deutlich zunahm: Wollten im April 2011 noch 42 % der Befragten 
den gegenwärtigen Zustand beibehalten, so hatte sich diese Zahl im Oktober nahezu 
halbiert auf 23 % und bleib danach relativ stabil. Gleichzeitig nahm die Zahl derje-
nigen, die alle AKWs abschalten wollten von 12 % im April auf 24 % im Oktober 
stark zu. Bis März 2012 zeigt sich nochmals eine Zunahme um 4 % auf 28 %. Auch 
wenn sich die angeführten Umfragen nicht direkt vergleichen lassen, kann aus den 
Ergebnissen auf einen tiefgreifenden Wandel in der Einstellung zur Nutzung der 
Atomkraft geschlossen werden, deren zukünftige Perspektiven mittlerweile von ei-
nem großen Teil der Bevölkerung ausgesprochen skeptisch beurteilt werden.
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Tabelle 2: Umfragen des Fernsehsenders NHK zur Zukunft der japanischen Atomkraft-
werke April 2011-März 2012  (Quelle: NHK 2012)

18. April 11 26. Juni 11 3. Aug. 11 28. Okt. 11 16. März 12
Zahlen erhöhen 7 3 2 2 2
Gegenwärtigen Zustand beibehalten 42 24 25 23 21
Zahl verringern 32 45 42 42 43
Alle abschalten 12 21 21 24 28
Weiß nicht / andere 7 7 10 8 6
Gesamt 100 100 100 100 100

Die Reaktion der Regierung Kan auf die Atomkatastrophe20 

Die wachsende Ablehnung von Atomkraft innerhalb der japanischen Bevölkerung 
schlug sich auch in den Politikmaßnahmen der Regierung Kan nieder, die in den 
Monaten nach dem 11. März 2011 drastische Maßnahmen zur Verhütung weiterer 
Unfälle ergriff. Am 6. Mai 2011 erfolgte eine Anordnung zur Stilllegung des in der 
Präfektur Shizuoka rund 200 Kilometer südlich der Hauptstadt Tokyo gelegenen 
Reaktors Hamaoka. Nachdem bekannt wurde, daß der Reaktor auf einer Erdbeben-
falte stand, schätzte die Regierung die weitere Innbetriebnahme als zu gefährlich 
ein angesichts der Tatsache, dass Wissenschaftler ein starkes Beben in der Region 
innerhalb der nächsten Jahre für wahrscheinlich hielten. Ausschlaggebend für diese 
Entscheidung war vor allem, dass ein Unfall im Reaktor Hamaoka den Großraum 
Tokyo-Yokohama betroffen hätte, in dem rund ein Drittel der japanischen Bevöl-
kerung lebt, deren Evakuierung im Falle einer Katastrophe nahezu unmöglich ge-
wesen wäre. Anfang Juni 2011 erfolgte eine Anordnung der Regierung zur Durch-
führung von Stresstests für alle 54 Atomreaktoren Japans in Anlehnung an die 
von der EU durchgeführten Tests. In den folgenden Monaten wurden beinahe alle 
japanischen Atomreaktoren vom Netz genommen, wobei zum gegenwärtigen Zeit-
punkt offen bleibt, ob und wann sie wieder in Betrieb gehen werden. Im Juli 2011 
waren von den 54 Reaktoren Japans noch 19 im Betrieb, im Februar 2012 nur noch 
zwei, und Anfang Mai 2012 waren alle Atomkraftwerke zum Zwecke der Überprü-
fung abgeschaltet worden.21 Am 28. Juni 2011 drängte Ministerpräsident Kan auf 
die Verabschiedung des „Feed-in-Tariff-Gesetzes“ (FiT) zur Förderung erneuerba-
rer Energien, eines Gesetzes, das bereits Anfang März – kurz vor der Fukushima-
Katastrophe – vom Kabinett einhellig beschlossen worden war. Die Förderung 
erneuerbarer Energien war allerdings ursprünglich als Ersatz für Kohlekraftwerke 
gedacht gewesen, um die von der DPJ angekündigten Kohlendioxid-Einsparungen 
zur Bekämpfung des Klimawandels zu erreichen. Gemäß den neuen Plänen sollten 

20  Die folgenden Ausführungen basieren auf der Auswertung der Berichterstattung in den Tageszeitungen Asahi shinbun, 
Yomiuri shinbun und Japan Times.
21  Im Juni 2012 wurden zwei Reaktoren im Kernkraftwerk Ōi (Präfektur Fukui) wieder angefahren.
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erneuerbare Energien nunmehr jedoch den von der Kan-Regierung als zu gefährlich 
angesehenen Atomstrom ersetzen. Am 13. Juli schließlich erklärte Ministerpräsident 
Kan seine Absicht zu einem Ausstieg aus der Atomenergie in Schritten. Wenngleich 
diese Erklärung von dem Regierungssprecher zunächst als persönliche Meinung des 
Ministerpräsidenten bezeichnet wurde, bekannte sich die Regierung bereits am 29. 
Juli zu einem schrittweisen Ausstieg als offiziellem Ziel der Demokratischen Partei. 

Neben der Umsetzung dieser konkreten Politikmaßnahmen liegen die Verdienste 
der Regierung Kan in der Bekämpfung der Krise in einer im Vergleich zum Kobe-
Erdbeben von 1995 schnellen Einleitung von Notmaßnahmen und der sofortigen 
Ausrufung des nationalen Notstandes. Da diese Maßnahme in Kobe erst nach eini-
gen Tagen erfolgte, war die Regierung seinerzeit nicht imstande gewesen, sofortige 
Hilfsmaßnahmen einzuleiten. Auch wurden nach der Katastrophe vom 11. März un-
verzüglich 100.000 Soldaten der Selbstverteidigungsstreitkräfte zur Durchführung 
von Notmaßnahmen mobilisiert und internationale Hilfe von der japanischen Regie-
rung uneingeschränkt akzeptiert. Bereits einen Tag nach der Katastrophe erfolgte 
eine öffentliche Rüge der Informationspolitik des Anlagenbetreibers Tokyo Electric 
Power Company (TEPCO; Tokyo denryoku) durch die Regierung. Als Verdienst der 
Regierung Kan ist auch zu werten, dass bereits im Juni 2011 insgesamt 27.200 Not-
unterkünfte fertig gestellt waren, auch wenn die LDP-Opposition es der Regierung 
als „Versagen“ vorwarf, nicht alle der geplanten 30.000 Unterkünfte zu diesem Zeit-
punkt bereits zur Verfügung stellen zu können. Zudem setzte die Regierung eine 
unabhängige Untersuchungskommission ein, die alle Vorgänge im Zusammenhang 
mit der Reaktorkatastrophe überprüfen sollte und bereits im Dezember 2011 einen 
vorläufigen Bericht vorgelegt hat. 

Neben diesen anerkennenswerten Verdiensten der Regierung Kan enthält ihre Bi-
lanz allerdings auch nicht wenige Misserfolge und Fälle von Versagen. So konnte 
erst nach 102 Tagen, am 2. Mai 2011, ein Gesetz zum Wiederaufbau der von Erd-
beben, Tsunami und Atomkatastrophe betroffenen Tōhoku-Region das Parlament 
passieren, während nach dem Kobe-Erdbeben ein ähnliches Gesetz bereits nach 
einem Monat durch das Unterhaus verabschiedet worden war. Hier sollte indessen 
nicht übersehen werden, dass die oppositionellen Parteien LDP und Kōmeitō ihre 
Zweitdrittelmehrheit im Oberhaus nutzten, um diesem Gesetz die Zustimmung zu 
verweigern, weshalb bis zu seiner Verabschiedung ein für die betroffene Region un-
annehmbar langer Zeitraum verstrich. Ein Misserfolg der Regierung Kan war auch 
der für sie peinliche Rücktritt des Ministers für Wiederaufbau Matsumoto Ryū nach 
nur einer Woche von seinem neu geschaffenen Amt. Der Rücktritt erfolgte nach ei-
nem unglücklichen und als arrogant empfundenen Auftritt in der Tōhoku-Region, 
bei dem der Minister unter anderem erklärt haben soll, die Regierung werde keine 
finanzielle Hilfe leisten, solange die betroffenen Gebiete keine konkreten Wieder-
aufbauprojekte präsentierten. 
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Als Versagen der Regierung Kan zu werten ist auch die Evakuierung von Flücht-
lingen in den Tagen nach dem 11. März in stark radioaktiv belastete Zonen. Zwar 
verfügte die Regierung über ein computergesteuertes System zur Vorhersage von 
radioaktiven Belastungen (SPEEDY22), doch leitete die Behörde für Atomaufsicht 
(NISA) und das zuständige Bildungsministerium (MEXT) die ermittelten Daten 
nicht an die Regierung weiter, so dass der Evakuierungsbefehl durch die Regierung 
an die Lokalbehörden ohne Kenntnis der Prognose über die Verteilung der Radioak-
tivität in der Region erfolgte. Flüchtlinge wurden daher in Zonen nordwestlich des 
Reaktors Fukushima Daiichi evakuiert, die durch die radioaktive Wolke besonders 
stark gefährdet waren. 

Darüber hinaus ist der Regierung Kan eine mangelnde Kontrolle von radioaktiv be-
lasteten Lebensmitteln anzulasten, da sie weitgehend auf das Prinzip der freiwilli-
gen Selbstkontrolle setzte und staatliche Lebensmittelkontrollen durch eben jene lo-
kalen Behörden durchführen ließ, die in den Wochen nach der Katastrophe vielfach 
öffentlich die von der Zentralregierung eingeleiteten Maßnahmen als zu drastisch 
und die Grenzwerte als zu streng kritisiert hatten. Mitte Juni 2011 wurde bekannt, 
dass mit radioaktivem Cäsium belastetes Rindfleisch in den Handel gelangt und be-
reits in Supermärkten im ganzen Land verkauft worden war. In diesem Zusammen-
hang stellte sich heraus, dass mit Cäsium belastetes Heu auch auf einem Bauernhof 
in einer als sicher geltenden Region in etwa achtzig Kilometern Entfernung vom 
havarierten Atommeiler verfüttert worden war. Zwischen April und Juni 2011 sol-
len etwa 1700 Kilogramm Fleisch von Rindern in den Handel gelangt und verkauft 
worden sein, die mit verstrahltem Heu gefüttert worden waren. Schließlich wurde 
am 26. Juni 2011 bekannt, dass bei einem vom Wirtschaftsministerium (METI) ab-
gehaltenen öffentlichen Forum zum dortigen Kernkraftwerk in Genkai (Präf. Saga) 
als „Einwohner“ getarnte Mitarbeiter von Kyushu Electric, dem Betreiber der Ato-
manlage, unter anderem die Wiederinbetriebnahme des AKWs gefordert hatten. Der 
Aufdeckung dieses skandalösen Vorfalls folgte eine ganze Reihe ähnlicher Enthül-
lungen, welche die enge Verstrickung von staatlichen Behörden und Atomindustrie 
ans Tageslicht beförderten. 

Der Rücktritt von Ministerpräsident Kan und die neue Regierung Noda 

Bereits kurz nach der Atomkatastrophe wurde sowohl von der politischen Opposi-
tion, insbesondere der LDP, aber auch von Teilen der eigenen Partei die Forderung 
nach einem Rücktritt der Regierung und insbesondere von Ministerpräsident Kan 
erhoben. Den Forderungen aus der DPJ lag die Tatsache zugrunde, dass Umfragen 
eine schwindende Unterstützung für die Regierung belegten. Ursachen hierfür wa-
ren die teilweise schleppende Reaktion der Regierung auf die anhaltende Krise um 
das havarierte Kernkraftwerk Fukushima Daiichi, die publik gewordenen langjäh-
rigen internen Absprachen zwischen dem Anlagenbetreiber TEPCO, der Behörde 

22  SPEEDY: System for Prediction of Environmental Emergency Dose Information.
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für Atomaufsicht und Teilen der Regierung, vor allem dem Wirtschaftsministerium, 
sowie der anhaltende Mangel an Informationen. So belegten Umfragen der Tages-
zeitungen Asahi shinbun und Mainichi shinbun, dass 67 % der Befragten unzufrie-
den waren mit den Reaktionen der Regierung auf die Reaktorkatastrophe, 58 % der 
Informationspolitik der Regierung misstrauten und 78 % die mangelnde Führungs-
kraft des Ministerpräsidenten beklagten.23 

Kaum einen Monat nach der Katastrophe kündigte der damalige DPJ-Faktionsführer 
Ozawa Ichirō an, einen geplanten Misstrauensantrag der Opposition zu unterstüt-
zen. Kurz vor Einbringung des Antrags im Parlament versicherte Ministerpräsident 
Kan auf einem Treffen mit Abgeordneten der DPJ, zurücktreten zu wollen, sobald 
wesentliche Maßnahmen zur Krisenbewältigung und zum Wiederaufbau in die 
Wege geleitet seien, woraufhin viele der Abgeordneten beschlossen, nicht für den 
Antrag zu stimmen.24 Der Antrag, der am 2. Juni 2011 im japanischen Unterhaus 
zur Abstimmung gestellt wurde, scheiterte denn auch mit 152 zu 293 Stimmen. Am 
27. August 2011 trat Kan schließlich zurück, nachdem sein Zustimmungswert einer 
Umfrage der Nachrichtenagentur Kyodo vom 20./ 21. August 2011 zufolge innerhalb 
der Bevölkerung auf nur noch knapp 16% gesunken war. Allerdings erklärten 75 % 
der Befragten auch, die Nachfolgeregierung solle an Kans Absicht zum Ausstieg aus 
der Kernenergie festhalten (vgl. New York Times 23.8.2011).

Einer Analyse der Asahi shinbun zufolge wurde der Rücktritt von Kan von insge-
samt vier Gruppen betrieben: (1) Der oppositionellen LDP und anderen Oppositions-
parteien; (2) der rivalisierenden Ozawa-Faktion innerhalb der DPJ; (3) TEPCO und 
dem  Wirtschaftsministerium, die einen Ausstieg aus der Kernenergie verhindern 
wollten sowie Politikern, die eine solche Politik unterstützten, und (4) „Parteifreun-
den“, die eine große Koalition mit der LDP befürworteten (Asahi shinbun 4.8.2011).

Nach dem Rücktritt von Kan Naoto als amtierendem Ministerpräsidenten und Prä-
sidenten der DPJ fanden am 29. August 2011 Neuwahlen zur DPJ-Präsidentschaft 
statt. Im Mittelpunkt stand hierbei neben Maßnahmen zur Bekämpfung der Folgen 
des Erdbebens, der Flutwelle und des atomaren Unfalls von Fukushima und deren 
Finanzierung vor allem die künftige Energiepolitik des Landes. Insgesamt traten 
fünf Kandidaten zur Wahl an, die allesamt in den vorhergehenden Kabinetten von 
Ministerpräsident Kan vertreten gewesen waren: Ex-Außenminister Maehara Seiji, 
Wirtschaftsminister Kaieda Banri, der frühere Minister für Transport und Verkehr 
Mabuchi Sumio, Landwirtschaftminister Kano Michihiko und Finanzminister Noda 
Yoshihiko. Zwar waren sich alle Kandidaten darüber einig, dass Japans Abhängig-
keit von der Atomenergie langfristig verringert werden soll, doch bestanden grund-

23  Symonds, Peter: „Calls for Japanese PM to resign over nuclear crisis”. http://www.wsws.org/articles/2011/apr2011/
japa-a20.shtml.
24  Viele Abgeordnete hatten allerdings gefordert, er müsse zurücktreten, sobald ein Zusatzbudget für die 
Katastrophenbewältigung im Parlament verabschiedet sein würde, was de facto auch so eintrat.
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legende Meinungsunterschiede insbesondere im Hinblick auf das Wiederanfahren 
vorübergehend stillgelegter Atomkraftwerke, die Frage des Exports von Nuklear-
technologie sowie die Haltung zu einem Stopp der Wiederaufbereitungsanlage vom 
Typ Schneller Brüter in Monju in der Präfektur Fukui. Die kritischste Haltung zur 
Atomenergie nahm der ehemalige Verkehrsminister Mabuchi ein, der sich ebenso 
für den Ausbau erneuerbarer Energie aussprach wie für ein Ende der Wiederaufbe-
reitungstechnologie. Auch Maehara trat explizit für ein Ende des Schnellen Brüters 
ein, sprach sich aber – ebenso wie Noda und Kaieda – für einen Export einheimi-
scher Atomtechnologie aus. Finanzminister Noda und Wirtschaftsminister Kaieda 
zeigten sich skeptisch im Hinblick auf einen Atomausstieg, wobei insbesondere die 
Abwanderung einheimischer Industrie in Folge von Stromknappheit als Argument 
gegen einen Ausstieg angeführt wurde.25 Zum DPJ-Präsidenten und anschließend 
auch zum Ministerpräsidenten gewählt wurde schließlich Noda Yoshihiko, wobei 
auf eine Beteiligung der Parteimitglieder verzichtet wurde und lediglich die DPJ-
Mitglieder im Parlament zur Abstimmung gebeten wurden.26 

Der neue Ministerpräsident Noda äußerte sich bislang nicht eindeutig zur Zukunft 
der Kernenergie. Einerseits sprach er sich für einen (allerdings sehr langfristigen) 
schrittweisen Ausstieg bis zum Jahr 2030 aus, andererseits betonte er die Wichtig-
keit einer stabilen Energieversorgung für die japanische Wirtschaft. Auch schloss 
er den Bau neuer Kernkraftwerke nicht aus.27 Wie tief die Partei in dieser Frage 
gespalten ist zeigte sich auch im Vorfeld des Wiederanfahrens des stillgelegten 
Kernkraftwerks Ōi (Präf. Fukui) im Sommer 2012. Gemäß der Tageszeitung Asahi 
shinbun (6.6.2012) war hierbei innerhalb der DPJ-Führung ein Meinungsspekrum 
von „absolut dafür“ bis „absolut dagegen“ vertreten. Am 6. Juni unterzeichneten 
117 Parlamentarier der DPJ eine Petition, in der sie MP Noda aufforderten, seine 
Entscheidung zum Wiederanfahren des AKWs zu überdenken. Die Petition wurde 
ursächlich von Ozawa Ichirō initiiert.28 

Die Politikzufriedenheit der Bevölkerung

Seit den 1970er Jahren wuchs in Japan neben der Zahl der Nichtwähler auch die 
Gruppe derjenigen Personen, die bei Befragungen angaben, keine Partei zu unter-
stützen. Diese Zahl blieb bis Mitte der 80er Jahre relativ konstant; über die 90er 
Jahre zeigt die Quote erneut einen starken Anstieg und lag im Jahr 2000 bei über 50 %.29 

25  Siehe DPJ 2011: http://www.dpj.or.jp/article/100256.
26  An sich sehen die Parteistatuten eine Befragung der Parteimitglieder vor. In dringenden Fällen kann jedoch eine 
Abstimmung unter den Mitgliedern des Parlaments durchgeführt werden. 
27  Watanabe, Chisaki: “Noda tells Wary Japanese Nucelar Power is Needed to Save Economy“. www.bloomberg.com/
news/2011-09-04/noda-tells-japanese-atomic-power-needed-to-save-economy-as-he-takes-office.html
28  Eine Liste der Unterzeichner findet sich unter: http://chiko123.blog.fc2.com/blog-entry-1096.html (Aufruf am 
7.6.2012).
29  Vgl. Schmidt 2001: S. 194.

53



OAG Notizen		    		                 	         	             

Angesichts nachlassender Parteibindungen kommt politischen Themen für die Mobi-
lisierung der Wählerschaft eine immer größere Bedeutung zu. War es bei der Wahl 
2005 die gesellschaftliche Polarisierung angesichts des Plans zur Privatisierung der 
Post des damaligen LDP-Ministerpräsidenten Koizumi, die seiner Partei zugute 
kam, so führte 2009 die von den Medien prognostizierte und somit vielen Wähler 
greifbar erscheinende Möglichkeit des Regierungswechsels zur Mobilisierung für 
die DPJ.

Der Verlauf der Unterstützung für die Parteien zeigt, dass noch im Frühjahr 2009 
die Unterstützung für die DPJ bei lediglich 20 % gelegen hatte und erst kurz vor der 
Wahl im Sommer 2009 mit etwa 35 % die LDP-Unterstützung übertraf. Allerdings 
ist es der Partei nicht gelungen, die Wähler dauerhaft an sich zu binden. Betrach-
tet man lediglich die Entwicklung im Verlaufe der Fukushima-Krise, so erreichte 
die Unterstützung der DPJ im Juli 2011 mit 13,6 % ein Jahrestief, um bei Amtsan-
tritt von Ministerpräsident Noda im September wiederum auf 24,9 % anzusteigen. 
Ebenso wie die Unterstützungsrate für das Kabinett Noda, die von anfänglich 60 % 
auf 27 % im Juli 2012 gefallen war, zeigt auch die Quote der Unterstützung der DPJ 
seither eine starke Abnahme auf nurmehr 15,2 % im Juli 2012. Die ehemalige Re-
gierungspartei LDP konnte hiervon allerdings nicht profitieren, denn auch ihre Quote 
lag im gleichen Monat nur bei etwa 19,8 %. Die Zahl der Nichtunterstützer stieg 
hingegen wieder stark an und lag im Juli 2012 bei etwa 60 %.

Schaubild 2: Parteiunterstützung für DPJ, LDP und Nichtunterstützer 2009-2012
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Konklusion

Die vielfach als historisch bezeichnete Unterhauswahl des Jahres 2009 in Japan hat 
nicht nur die mehr als ein halbes Jahrhundert fast ununterbrochen währende Herr-
schaft der konservativen LDP beendet, sondern auch eine relativ neue politische 
Partei an die Macht gebracht, die erst vor wenigen Jahren von Parlamentariern des 
progressiven wie konservativen Lagers ins Leben gerufen wurde. Vor dem Hin-
tergrund der Atomkatastrophe von Fukushima sollte hinterfragt werden, ob es der 
neuen japanische Regierung gelungen ist, das Vertrauen der Bürger in die Politik 
wiederherzustellen und den Trend zur Politikverdrossenheit zu stoppen.

Wie gezeigt wurde, umfasst die Partei ein breiteres Spektrum an ideologischen Posi-
tionen als die anderen Parteien. Zudem ist sie in rivalisierende Faktionen gespalten, 
für deren Bildung die frühere Parteizugehörigkeit als wichtigstes Kriterium zu be-
zeichnen ist. Im Hinblick auf die ideologischen und politischen Positionen zeigt sich, 
dass die Faktionen mit einem hohen Anteil ehemaliger Mitglieder sozialistischer 
und sozialdemokratischer Parteien als eher progressiv zu bezeichnen sind, während 
die Faktionen mit einem hohen Anteil an ehemaligen Mitgliedern von LDP und NJP 
als eher konservativ bezeichnet werden können. Auch im Hinblick auf die Haltung 
zur Atomkraft ist die Partei tief gespalten und eine einheitliche Linie nicht erkenn-
bar. Während der ehemalige Ministerpräsdent Kan sich angesichts der Atomkatast-
rophe von Fukushima eindeutig für einen Ausstieg aus der Kernkraft aussprach, ist 
die Haltung des neuen Ministerpräsidenten Noda unklar, wobei er tendenziell einer 
weiteren Nutzung der Kerntechnologie zuzuneigen scheint. Die Haltung der japani-
schen Bevölkerung in dieser Frage ist jedoch eindeutig. Seit der Atomkatastrophe ist 
die Zahl der Gegner der Nutzung von Atomkraft rapide angestiegen, eine eindeutige 
Mehrheit der Bevölkerung unterstützt einen Ausstieg aus der Kernkraft. 

Die zunehmend kritische Einstellung der Bevölkerung im Hinblick auf die Nutzung 
von Atomkraft schlug sich auch in den Politikmaßnahmen der Regierung Kan nie-
der, die drastische Maßnahmen wie die Abschaltung der Kernkraftwerke zum Zwe-
cke ihrer Überprüfung veranlasste, um weitere Unfälle im Vorfeld zu verhindern. 
Auch kann der Regierung Kan ein schnelles Handeln im Hinblick auf die Einlei-
tung von Notmaßnahmen nach der Katastrophe im März 2011 nicht abgesprochen 
werden. Als Versäumnis anzulasten ist ihr allerdings insbesondere die mangelhafte 
Überprüfung von Lebensmitteln auf radioaktive Belastung, da sie überwiegend 
auf das Prinzip der freiwilligen Selbstkontrolle setzte und amtliche Kontrollen den 
durch ihre engen Verbindungen zu Produzenten und Kommunalpolitikern gekenn-
zeichneten Lokalbehörden überließ – eine Praxis, an der sich auch unter der Nach-
folgeregierung Noda leider nichts geändert hat. 

Die aus der Krise resultierende Verunsicherung der Bevölkerung, die uneinheitliche 
Haltung der DPJ im Umgang mit der Atomkraft und die innerparteilichen Quere-
len, die den Rücktritt von Ministerpräsident Kan zur Folge hatten, schlagen sich in 
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einer deutlichen Abnahme der Unterstützung der Partei nieder. Mittlerweile sind die 
Nichtunterstützer politischer Parteien wieder deutlich in der Mehrheit. Der DPJ ist 
es nicht gelungen die ungebundenen Wählerschichten dauerhaft an sich zu binden 
und das Vertrauen der Bürger in die Politik wiederherzustellen. Die Unterstützer-
quoten zeigen, dass weder die DPJ noch die einstige Regierungspartei LDP derzeit 
über regierungsfähige Mehrheiten verfügen. Der Austritt Ozawas hat die Partei 
weiter geschwächt, wodurch neue Parteienkonstellationen und -koalitionen entste-
hen könnten, doch ist auch eine große Koalition zwischen DPJ und LDP keineswegs 
auszuschließen. Die mit dem politischen Machtwechsel verknüpfte Hoffnung, die 
DPJ könne den seit Jahren anhaltenden Trend zur Politikverdrossenheit stoppen, hat 
sich somit nicht erfüllt. Die Zerstrittenheit der DPJ – insbesondere im Hinblick auf 
die künftige Atompolitik – und ihre Unfähigkeit, sich als echte politische Alterna-
tive zu präsentieren, dürften die Tendenz zur Politikverdrossenheit in nächster Zu-
kunft eher noch verstärken oder aber die Wahl neuer Parteien begünstigen. Hiervon 
profitieren könnten noch nicht etablierte Parteien wie die im Juli 2012 gegründeten 
Grünen oder die populistische Bewegung von Osakas Bürgermeister Hashimoto, die 
beide einen Ausstieg aus der Atomkraft fordern.
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